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Josef Lang

«Grimm in der Löwengrube»
Die Bürgerlichen «majorisieren» 1916 eine SP-Veranstaltung zur Obersten-Affäre

Am 20. Februar 1916 geschah in Zug etwas Unerhörtes: Die

Bürgerlichen übernahmen mit einem Massenaufmarsch eine

von der Sozialdemokratischen Partei (SP) organisierte «Volks-

Versammlung». In Anwesenheit des Hauptreferenten Robert

Grimm, des wichtigsten Gegners von Bundesrat, Armee und

General, Hessen die Konservativen und Freisinnigen eine Re-

solution zu deren Gunsten verabschieden.'

Die Obersten-Affäre
Noch unerhörter war das Hauptthema von Grimms Referat:

die Obersten-Affare, die im Frühjahr 1916 grosse Teile

der Schweiz aufwühlte. Gemäss dem Militärhistoriker Hans

Rudolf Fuhrer bedeutete sie für die Schweiz die «tiefgrei-
fendste und gefahrlichste kulturelle Krise seit dem Sonder-

bundskrieg». Sein älterer Fachkollege Hans Rudolf Kurz be-

schrieb sie als «eine der gefährlichsten Belastungen der ganzen

Kriegszeit».- Die Generalstabsoffiziere Friedrich Moritz von

Wattenwyl und Karl Egli hatten Deutschland und Österreich

Informationen über Russland und Frankreich, welche die

Schweiz selber dechiffriert hatte, weitergeleitet. Skandalöser

' In der von Armin Jans und Richard Aeschlimann redigierten Geschieh-

te der Zuger SP kommt ein Baarer Auftritt Grimms 1914 zur Sprache

(Jans/Aeschlimann 1988,127), nicht aber der Zuger Auftritt von 1916.

Beide Auftritte bleiben unerwähnt in Voigt 1980 und McCarthy 1989.
^ Fuhrer 1999, 535, bzw. Kurz,1970,127.
' Zitiert in Mittler 2003, 771.
* Sprecher 2000, 789, Anm. 454. Warum wird eine derart brisante Aus-

sage in die Anmerkungen verbannt?

als der Geheimnisverrat waren die Reaktionen des Generals

und des Generalstabschefs. Sie enthüllten, wie deutsch-

freundlich die Armeeführung war, wie gleichgültig sie sich

gegenüber der Neutralität verhielt und wie selbstherrlich sie

gegenüber Bundesrat und Öffentlichkeit auftrat. So schrieb

General Ulrich Wille am 11. Januar 1916 dem Vorsteher des

Militärdepartements: «Mag hier Schlimmes, oder wie ich

sage mehr oder wenig ganz Harmloses vorgekommen sein, so

bleibt sich ganz gleich, dass es einfache Bürgerpflicht ist, die

Sache totzuschweigen.»^ Am gleichen Tag schrieb er seiner

Frau Clara, geborene Bismarck, hinsichtlich eines trotzdem

drohenden Prozesses gegen die beiden Obersten: «Gott gebe,

[...] dass die beiden Angeklagten sich gehörig herauslügen
können. Dann ist es mir vielleicht möglich, auf meinem Wol-

len, die Sache nieder zu schlagen und die ganze Wahrheit nie

hervortreten zu lassen, zu beharren.»'' Der Bundesrat selber

verlangte unter dem Druck einer aufgewühlten Romandie

vom General eine administrative Untersuchung, die Major
Max Huber, einem bereits damals angesehenen Juristen,

übergeben wurde. Als der Zürcher Universitätsprofessor,
FDP-Kantonsrat und Mitglied des Verwaltungskomitees der

Neuen Zürcher Zeitung (NZZ) allzu eifrig ans Werk ging,
Hess ihn der General zu sich kommen, «um mir zu sagen, dass

die Untersuchung im Landesinteresse unbedingt unterbleiben

müsse». Das Vorgehen und die Haltung der beiden angeklag-

ten Generalstabsoffiziere erklärte sich Huber damit, «dass in

gewissen militärischen Kreisen - auch bei uns - die Wurstig-

Bug. 3ug.

©effentftcfje 93ottS»Q3erfamtnIung
Sonntag, 20. gehruar, nadjm. 2 ilfjr, im Saale öes fjotel „Sönteg" in 3ug

Sfjenta:

Sic ©berften-Qfffäre
Referent: 2IatiouaIrat ©rimm aus ®crn

2Bem baä 2Bo£|tergel)en nnferer Semofratie am Derlen liegt, ber erfdjeine an biefer ©otlsc-SGer-

fammtung. Sebermann laben freunbttdfl ein

Sie fautiumie ©eRfyctfiiiettung.
Sie fojtalbcmofvatiiilK Partei öev 2taöl ,iug.
Sic t'tiDeitcr-Uuiott flug.

Abb. 7 TsinWnngznr Lb/fcs-

Versammlung OH! 20. 7*ebrwar

7976z»r «Obersien-Tjiiare,!). Das
/nseroi erschien im «Centra/-
sc/zweizemc/ie» Demokrat» vom
79. T^ebraa;- 7976. Das «»Sozial-

demoAra/zsc/ze /wr dze

/»»eraebweiz», wie sei» t/nier-
tite/ /autete, war eine Tages-

zeitung, a/ie in Tnzern berausge-

gebe» wnrate. /bre ZwgerA»/7age

be/ie/sieb an/etwa 200, was

weniger a/s 2 Prozent o'er Znger
7/aw.sba/re entsprach.
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Tbè. 2 Dos Ho/e/ Löwe/7 am Lantfege/ne/nde/j/afe z'n Zug m//? 7900.

Desire/? &/a/ wa/- scT/o/? /o/7ge vor ofe/» Seg//;/? rfer fe/faveraa/zzzzz/zzzzg-

z/zzz 74 fT/zr vo/7. Tt//K/rscWag c/er bereits a/twere/trfe// ßü/gerZ/cT/e»
versc/?obe/7 <7/e iOzzaWezzzoiraZz'sc/zezz Orgamsaforez? efe/7 T/t/ass

zwanz/g Mzzzwte/z vor ßegz'zz« z/7 r/z'e zzaTze/zegezzc/e Bzzz-gèac/z/zzr«7za//e.

keit, ja Verachtung gegenüber völkerrechtlichen Vorschriften

als Beweis militärischen Denkens betrachtet wurde!»®

Beim kurzen Prozess, der sich wegen des Drucks aus der

Romandie und der Sozialdemokratie nicht verhindern liess,

aber am 29. Februar 1916 zum Entsetzen einer breiten Öffent-

lichkeit zu einem Freispruch führte, hatte Generalstabschef

Theophil von Sprecher als Zeuge eine Schlüsselrolle gespielt.
Seine Argumentation lief auf eine völlige Relativierung der

Neutralität hinaus: «Der Begriff Neutralität ist im allgemei-

nen ein schwankender, und in diesem Kriege hat er nun so

viel Abbruch erlitten, dass man eigentlich gar nicht mehr

weiss, welche Ausdehnung er hat.»'' Die dem Prozess gleich

folgende disziplinarische Bestrafung zu zwanzig Tagen stren-

gem Arrest, die auf Druck des Bundesrats vom General

höchst unwillig verfugt wurde, vermochte die Gemüter etwas

zu beruhigend
Die Auseinandersetzung um die Obersten-Affäre wurde

in den Monaten Januar, Februar und März 1916 durch weitere

Vorkommnisse verschärft: harte Urteile gegen Soldaten, Kor-

ruption im Armeekriegskommissariat, Spionageaffare des Prä-

sidenten der Freiburger Regierung. Dann wurde bekannt, dass

der General gegen mögliche Protestkundgebungen nach einem

allfalligen Freispruch Truppen bereitgestellt hatte, was in der

Romandie und bei der Linken helles Entsetzen auslöste.®

Aufruf zur öffentlichen Volksversammlung
Auch wenn praktisch alle bürgerlichen Medien und Parteien

der Deutschschweiz, erst recht diejenigen des Kantons Zug,'
deutsch- und armeefreundlich waren, verursachten die Obers-

ten-Affäre und die Begleitskandale auch diesseits der Saane

eine erhebliche Verunsicherung. Die Sozialdemokratie setzte

seit Ende 1915 auf die Verknüpfung des Antimilitarismus mit
der Verteidigung von Neutralität und Demokratie, wozu die

erwähnten Armeegeschichten bestens passten. Kopf der Ra-

dikalisierung war Nationalrat Robert Grimm (1881-1958),

der kurz zuvor, im September 1915, im bernischen Zimmer-
wald eine internationale Konferenz der sozialistischen

Kriegsgegner organisiert hatte. Grimm war von 1911 bis

1943 Mitglied der Parteileitung, bis 1955, also 44 Jahre lang,

Nationalrat und bereits 1916 das oberste Feindbild der

Deutschschweizer Bürgerlichen. " Ausgerechnet diesen Grimm
luden die Zuger Sozialdemokraten ausgerechnet zu diesem

Zeitpunkt nach Zug ein. Der Inserate-Aufruf, der im Zuger
Amtsblatt zweimal erschien, hatte folgenden Wortlaut: «Gros-

se öffentliche Volksversammlung. Sonntag, den 20. Februar,

nachmittags 2 Uhr im Hotel <Löwen> Zug. Thema: Die Obers-

ten-Affäre. Referent: Nationalrat Robert Grimm, Redaktor

der Berner Tagwacht. <Wer die Neutralität unseres Landes

noch zu schätzen weiss, erscheine an dieser wichtigen Ta-

gung.> Die sozialdemokratische Geschäftsleitung des Kts.

Zug. Die sozialdemokratische Partei der Stadt Zug. Arbeiter-
Union Zug.» Im sozialdemokratischen «Centralschweize-

rischen Demokrat» standen die Sätze: «Wem das Wohler-

gehen unserer Demokratie am Herzen liegt, der erscheine an

dieser Versammlung. Jedermann laden freundlich ein [...]
(Abb. 1).»"

Auch der Organisator des Anlasses, der Kantonsrat und

Chamer Einwohnerrat Albert Belmont (1875-1969), der die

Zuger SP im Schweizer Parteivorstand vertrat und Grimm
deshalb persönlich kannte, war für die Bürgerlichen ein rotes

Tuch. So war es neun Monate zuvor in Cham, wo der Rechts-

anwalt als Schulrats- und Polizeipräsident amtete, zu einem

Eklat gekommen. Der später in Deutschland als lcommunis-

tischer Verleger berühmt gewordene Willy Münzenberg hatte

auf Einladung der sozialistischen Freien Jugend Cham und

in Anwesenheit Belmonts einen Vortrag gehalten, in dem

Fragen der Sexualität und Religion zur Sprache kamen. Der

katholisch-konservative Einwohnerpräsident liess die Ver-

Sammlung durch Polizisten auflösen, die eigentlich Belmont

unterstanden. Belmont selber zog Ende 1916 nach Basel,

wo er 1919 in den Nationalrat gewählt wurde und 1921 die

Kommunistische Partei mitbegründete.

5 Huber 1974, 81 bzw. 79.

' Hauptverhandlungen in der Militärstrafsache der Obersten Egli und

von Wattenwyl, 29. Februar 1916, zitiertin Mittler 2003, 776f.
Schoch 1972,99f.

® Schoch 1972,68ff.
» Civelli 2014.

Voigt 1980, 113ff. - McCarthy 1989, 90-137. - Zu Robert Grimm s.

Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Bd. 5, Basel 2006, 703f.
" Amtsblatt des Kantons Zug 7, 12.2.1916, und 8, 19.2.1916 (die

Arbeiter-Union Zug ist nur im zweiten Inserat aufgeführt). -
Centralschweizerischer Demokrat (sozialdemokratisches Tagbiatt für
die Innerschweiz), 19.2.1916, Beilage zu Nr. 42.

'7 Zuger Nachrichten (konservatives Organ des Kantons Zug) 57,

13.5.1915; 58,15.5.1915; 59, 18.5.1915; 60,20.5.1915; 62,25.5.1915;
72,17.6.1915. - Sozialarchiv Zürich, Art 110.9. MFC 2, Protokoll der

Sitzung des Parteivorstandes, 5. August 1916. - Stettier 1980, 123f.,

567. - In HLS, Bd. 2, Basel 2003, 190, wird Albert Belmont fälsch-

licherweise als Mitglied der Zuger Stadtlegislative, die erstmals 1962

bestellt wurde, statt der Chamer Gemeindeexekutive vorgestellt. Von

Belmont war kein Porträtfoto zu finden.
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Mitmachen statt verbieten

Für die Bürgerlichen eines Kantons, in dem die Konservati-

ven vier und die Liberalen drei der sieben Regierungssitze
sowie 44 bzw. 24 der 72 Kantonsratsmandate innehatten, war
die freundliche Einladung eine massive Provokation. Ver-

schärfend wirkte der allgemeine Prestigeverlust von Bundes-

rat, Armee und General. Zusätzlich dürfte der strukturelle

Umstand, dass Zug sich in den vergangenen zwei Jahrzehn-

ten relativ stark industrialisiert hatte und eine neue Klasse

von Fabrikarbeitern entstanden war, verunsichernd gewirkt
haben. Könnte der Sozialdemokratie der bislang ausgeblie-
bene Durchbruch gelingen?"

In den konservativen, von Philipp Etter, dem späteren

Bundesrat, geleiteten Zuger Nachrichten (ZN), die von fast

der Hälfte der 5530 zugerischen Haushalte abonniert wurde,
erschien drei Tage vor der Veranstaltung eine erste Warnung

unter dem Titel «Vaterlandsfeindliche Propaganda». Dabei

wurde ein Zuger Korrespondentenbericht aus den katholisch-

konservativen und besonders deutschfreundlichen Neuen

Zürcher Nachrichten zitiert: «Die Hetze, die gegenwärtig
Arm in Arm von den Welschen und den Sozialisten gegen die

politische und militärische Leitung unseres Landes betrieben

wird, fangt auch unser wackeres Zugervolk zu beunruhigen

an. Die Bürger fragen sich, wie und wo dies enden solle in

einer Zeit, da unser Vaterland einig wie noch nie dastehen

sollte.» Nach dem Hinweis auf das im Amtsblatt erschienene

SP-Inserat fährt der Artikel weiter: «Herr Nationalrat Grimm
sollte sich die Reise nach Zug ersparen. Was ein rechter Zuger
ist, hat kein Bedürfnis nach seinen Aufklärungen. Wir haben

unsere verdienten Vertreter im Ständerat und Nationalrat, und

wenn <Not am Mann) wäre, würden uns diese schon aufklä-

ren.» Nachdem auf den kommenden Gerichtsentscheid zur
Obersten-Affäre verwiesen und Grimm als «Hetzapostel von

Berufswegen» bezeichnet wurde, wird «unseren Sozialdemo-

kraten» zuerst geraten, «eine bezügliche Agitation nicht ins

Volk zu tragen». Dem folgt die Warnung: «Sie könnten sonst

sonderbare Dinge erleben. In Zeiten der Landesgefahr kennt

das Zugervolk zu Stadt und Land nur die eine Parole: Treu zu

Bundesrat und Armeeleitung.»'''
Zwei Tage später erscheint der kurze Aufruf «Auf der

Hut!» Darin wird die angekündigte Veranstaltung der Zuger
SP als «Hetze gegen Bundesrat und General» bezeichnet.

Dem folgt die doch überraschende Aussage: «Man hat sich

daher in bürgerlichen Kreisen gefragt, ob eine solche Ver-

Sammlung nicht durch die Regierung verhindert werden soll-

te.» Offenbar ist ein solches Verbot abgeklärt worden. Der

folgende Satz lautet: «Das würde aber über deren Kompetenz
hinausgehen, solange nicht gewisse Tatsachen vorliegen.»

" Zu Industrie, Arbeiter und Politik s. Morosoli 2014, Jacobi 2015 sowie
Jans/Aeschlimann 1988, 50.

" ZN 21,17.2.1916. - Zu Philipp Etter s. HLS, Bd. 4, Basel 2005,326.
is ZN 22, 19.2.1916
m Zuger Volksblatt (freisinniges Organ des Kantons Zug) 22,19.2.1916. -

Zu Hermann Stadlin s. HLS, Bd. 11, Basel 2012,755.

Dann kommt die Ankündigung dessen, was die Veranstaltung
stark prägen sollte: «Hingegen haben die Vorstände der beiden

bürgerlichen Parteien beschlossen, die erwähnte Volksver-

Sammlung ebenfalls zu besuchen. Deshalb ergeht hiemit der

Rufauch an die Gesinnungsgenossen der conservativen Volks-

und Arbeiterpartei des Kantons Zug, zahlreich einzurücken.»"

Das freisinnige Zuger Volksblatt (ZV), dessen Redaktor

Hermann Stadlin gleichzeitig Regierungsrat und Nationalrat

war und das von knapp einem Drittel der Haushalte bezogen

wurde, hielt sich bis zum Vortag zurück. Dann aber veröffent-

lichte es am Samstag, den 19. Februar, auf der Titelseite einen

gut sichtbaren Aufruf mit dem fett gesetzten Titel: «An unse-

re Gesinnungsgenossen!» Dann wird auf das Amtsblatt-lnse-

rat der SP hingewiesen, Referent, Ort und Zeitpunkt werden

genannt. «In der Einladung im Amtsblatt heisst es: <Wer die

Neutralität unseres Landes noch zu schätzen weiss, erscheine

an dieser wichtigen Tagung.) [...] Die Neutralität unseres

Landes wissen auch wir, alle Volksgenossen, zu schätzen. Da

es sich um eine allgemeine Volksversammlung handelt, wol-
len wir, dass das Volk nicht einseitig orientiert werde; [...]
deshalb haben wir beschlossen, unsere Gesinnungsgenossen

von Stadt und Land aufzufordern, diese grosse öffentliche

Volksversammlung zu besuchen. Der Kantonalvorstand der

freisinnig-demokratischen Partei» (Abb. 3)."
Auf derselben Seite erschien eine Polemik gegen die in

jenen Tagen gestartete «Initiative der Sozialisten - Aufhe-

bung der Militärjustiz». «Mitten in die Aufregung, in die

Iii une OesinnoßQsgenossen!

2luf morgen ©ountng bcn 20. Februar ift oon

ber fogialbemofratifc^en ©efdjâftëleitung beë Kantons 8ug
eine große

öffentltrije ®#!töüerfat!ttitlung
auf nadjmittagë 2 ft()r inë gotel Sömtn in fjug ein*

berufen, an ber £err Nationalrat Nobert ©rimm,
Nebaltor ber „Xagraadjt" über bie „£öetftcn=$lffnrc"
referieren roirb. Sn ber (Sinlabung im Nmtcblatt beißt

eë: „2Ber bie Neutralität unfereë Sanbeë nocfi gu fcßäßen

meiß, erfcl)eine an biefer roid)tigen Sagung". Sie
Neutralität unfereë Sanbeë toiffen aud) mir, elle SSolfè*

genoffen, ju fräßen. Sa eë fiel; um eine allgemeine
SBolfëoerfammlung ßanbelt, motten mir, baß baë Sßolt

nidjt einfeitig orientirt roerbe, mir oerlangen, baë rufjig
unb leibenfdjaftêloë baë SBoH ein Urteil über bie Sage
beë Sanbeë fid) bilben ïann; beêfialb Ijaben mir befcßloffen,
unfere ©efinnungëgenoffen oon Stabt unb Sanb aufju*
forbern, biefe große öffentliche SGolfëoerfammlung &u

befueßen.

Der ÄflntoafilborPanb
ber fretfuitti8=bemolrntifd()cn spnrtei.

rt50. 5 Ö$'enZ//c5er7re/s/'n»/ger ,4 u/ru/On Zuger köZfcsWa// vo/n
79. Fetruar 7 97 6 zu t/er von c7e;-SP orgoruù/erten ft>/fcsversa/»7n/ung

vo/n fcv/unenö'en Tag. D/'e FDP na/z/n ofe joz/a/ofe/no^ra/wcOe //eraus-
/orderung 7>ezüg//c5 7Veutra//7à7 imh»î7sWa//-/nsera/ von? 72. Feiruar
7976 a«/ Zuerst Oo/ten rf/'e ßu7"ge?7/c5en erwogen, <Äe fera/rsfa/tung

wegen i'Arer ornieeDuft'se/îen Stossr/'cO/t/ng von o'er Feg/erung ver-
Tu'e/en zu Zossen.
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grosse Teile unseres Volkes durch die beklagenswerten Vor-

kommnisse und durch unverantwortliche Hetzereien getrie-
ben worden sind, [...] lanciert die Sozialdemokratische Partei

der Schweiz eine Verfassungsinitiative auf Abschaffung der

Militärjustiz.» Interessant ist, dass das Problem eher bei den

«Hetzereien», also den Romands und den Linken, als in den

«Nachrichtenpreisgaben durch schweizerische Offiziere» (Max

Huber) geortet wird. Tatsächlich hatten die Sozialdemokraten

den Start der bereits vor der Obersten-Affäre geplanten Initia-

tive wegen dieser «rasch in die Hand» genommen."
Die SP scheint geahnt zu haben, dass ihr Aufruf zu einer

«Volksversammlung» besser und wohl auch anders als ur-

sprünglich geplant befolgt werden könnte. Jedenfalls wurde

am Vortag im «Centralschweizerischen Demokrat», der im

Kanton Zug eine Auflage von etwa 200 Exemplaren hatte,

folgende Aufforderung aus Baar abgedruckt: «Voraussicht-

lieh wird der Vortrag stark besucht werden, und wir möchten

deshalb die Parteigenossen von Baar ersuchen, sich recht-

zeitig, ca. halb 1 Uhr, im Gasthaus z[um] <Meienriesli> ein-

zufinden, um womöglich gemeinsam nach Zug marschieren

zu können.»'s

Dank an Bundesrat, General und Generalstabschef

Am 20. Februar war der Andrang derart riesig, dass die SP-

Veranstaltung nicht im Gasthaus Löwen stattfinden konnte.

Der Zuger Korrespondent des «Vaterlandes», des in Luzern

publizierten Zentralorgans der Katholisch-Konservativen,

war Zeuge des Eintreffens von Grimm und Belmont: «Als
der sozialdemokratische <Generalstabschef> Dr. Belmont mit
(General) Grimm 20 Minuten vor 2 Uhr im <Löwen> erschien,

wurde ihm von bürgerlicher Seite vorgeschlagen, die Ta-

gung in die grosse Halle [= Burgbachturnhalle] zu verlegen.

Dr. Belmont lenkte ein und punkt 2 Uhr konnte er dort die

4 D/'ePwrgFacA/wrnAa/fe (B/W»»7/e, jwj 7900), in (fer ofeg//t
ta/rsenr/ 7e/7ne/wne)" der Jb/feveraa»w«/w«g Ana/?/) P/a7z)an(7e«.

Deren g/mse AfeArAe/Y wäre» ßwrge/7/cAe, d/'e von /Are» Par/e/e« se/7

Page« Ae/»î//cA nîoè/7/.s/ert worde» wäre». Die Fonserva/i'ven »nd

Freisinnige« ri'e/e« era/ Awrz vor dem d»/ara Oj//7z/e// duz» aw/ de« vo»
der SP organisierten rtn/ass zw beswcAe«, worn// es /Ane» ge/a»g, d/'e

PinAe zw wèerrajcAe».

/fèb. 5 Foder/ Grnnni

(7SS/-/955) «n/a/ir /P/6.
Grz'znz», po/zYz'scAer Po/?/der
SoziaA/einoAra/en, TVarfona/ra/

w«d Pedafaoz-, war ZZazzp/redner

a» der Z/zger Rz/Asveraaznzn/zzng.

Der Oz'gaM/'sa/or der in/er-
»a/z'o»a/en Frz'ede»sA:o»/ere«ze«

vo« Z/z»»zerwa/d w»d Kz'en/a/

(79/5// 6) war damais dabei, die

SP azzfeine« a»/z'z»z7z'/arzs/zscAe»

Kiira zzz bringen. TVi'cb/ zwfe/z/

des/za/è war er das gröss/e
Fez'ndè/Yd dez" Pwrger/z'cAe«.

auf stark 1000 Mann angewachsene Versammlung eröff-

nen.» Der Text mit dem biblischen Titel «Grimm in der

Löwengrube» fährt weiter mit Anspielungen auf andere

linke Feindbilder: «Bei Bestellung des Bureaus wurden ihm
zwei (Obersten) [...] zur Seite gegeben.»"

Die SP hatte sich - wohl aufgrund des Titels «Volksver-

Sammlung» - zum Voraus mit den Bürgerlichen geeinigt,
dass diese in deren Ablauf einbezogen werden. So wurden

von den Anwesenden, wie die ZN am folgenden Dienstag in

einem ausfuhrlichen Artikel berichteten, zusätzlich zum Vor-

sitzenden «Herr Dr. Belmont» der konservative Regierungs-

rat Josef Plazidus Steiner «als 1. Vizepräsident» und sein frei-

sinniger Amtskollege Fritz Spillmann «als 2. Vizepräsident»

gewählt. Weiter konnten anschliessend an Grimms Haupt-
referat der freisinnige Nationalrat Hermann Stadlin sowie

der konservative Ständerat Josef Andermatt je ein Koreferat

halten, bevor der Gast aus Bern zum fünfzehnminütigen
Schlusswort ansetzen durfte.^

Offensichtlich war es den Bürgerlichen gelungen, ihre

Basis davon zu überzeugen, dass die «Volksversammlung»
der Sozialisten und der Auftritt von Grimm eine Herausforde-

rung waren, die es entschlossen zu kontern galt. Die ZN,
wahrscheinlich Philipp Etter, beschreibt den Aufmarsch in

euphorischen Worten: «Der grosse Saal im Hotel (Löwen)

füllte sich schon eine Stunde vor dem angesetzten Beginn der

Versammlung; die Elektr. Strassenbahnen brachten noch star-

ke Fähnlein aus dem Aegerital und vom Menzingerberg; aus

den Talgemeinden kamen sie mit den Mittagszügen, von Baar

her scharenweise zu Fuss und mit dem Tram.»

Nach der Verschiebung in die Burgbachturnhalle und der

dortigen Bestellung des «Tagesbureaus» stellte Ständerat An-

" ZV 22, 19.2.1916. - Huber 1974, 81. - Sozialarchiv Zürich, Arl
110.9. MFC 2, Zweite Sitzung der Geschäftsleitung der Sociald. Partei

der Schweiz, 19. Januar 1916.

" Centralschweizerischer Demokrat, 19.2.1916, Beilage zu Nr. 42.

" Vaterland 44,21.2.1916.
ZN 23, 22.2.1916 («Eine imposante Kundgebung»). - ZV 23,

22.2.1916 («Der gestrige Sonntag»). - Centralschweizerischer Demo-

krat 44,22.2.16 («Die Oberstenaffäre in Zug»). - Zu JosefAndermatt

s. HLS, Bd. 1, Basel 2002, 330.
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dermatt «unter stürmischem Beifall», wie es in seinem Organ

hiess, den Antrag, «dass die Ausländer sich aus dem Saal ent-

fernen oder wenigstens an der Abstimmung nicht teilnehmen».

Unterstützt wurde er von «Dr. Hans Schmid». Der konservative

Kantonsrat und Hauptmann aus Baar wollte, dass die Ausländer

«als Zuhörer sich hinten im Saal aufstellen, damit es bei der

Abstimmung keine Konfusionen gebe». In Klammer fugt die

ZN dem bei: «Bravo bei den Bürgerlichen; (Nein, nein!) bei den

Sozialdemokraten.» Belmont wandte ein, «einen Platzwechsel»

könne man «im dichtgedrängten Saal ohne Störung nicht vor-
nehmen». Und fügte dann ahnungslos bei: «Er glaube auch

nicht, dass man zu einer Abstimmung kommen werde.»^'

In seinem «fünfviertelstündigen Vortrag», der auch in den

beiden bürgerlichen Parteiblättern recht ausfuhrlich, wenn
auch tendenziös vorgestellt wurde, machte Grimm aus der

Obersten-Affäre lind den anderen Militärskandalen eine

«Systemfrage». Dabei meinte er vor allem die von General

Wille 1907 durchgesetzte Militärorganisation nach preussi-
schem Vorbild, die einen Widerspruch zwischen Armee und

Demokratie sowie Neutralität schaffe. Weiter führte er an

Beispielen aus, dass die Armeespitze noch viel selbstherrli-

eher agieren würde, wenn die Sozialdemokraten dies nicht

verhindert hätten. Stadlin warf dem Sozialisten vor, es ginge
ihm bloss darum, «unbegrenztes Misstrauen zu säen gegen
die Bundesbehörden und die Armeeleitung». Andermatt

wandte sich insbesondere gegen die von der SP Schweiz ge-
startete Völksinitiative zur Abschaffung der Militärjustiz. Im
Schlusswort zeigte sich Grimm laut ZN «bedeutend grimmi-

ger als im Referat». Dabei ging er nochmals auf den Zusam-

menhang zwischen den Affären und dem Militärsystem ein.

Völlig überraschend für die sozialdemokratischen Orga-
nisatoren schlug Stadlin nach Grimms Schlusswort eine Re-

solution der beiden bürgerlichen Parteien vor. Ihre Einleitung

2' ZN 23,22.2.1916.
" Resolution abgedruckt in ZN 23, 22.2.1916, ZV 23, 22.2.1916, und

Centralschweizerischer Demokrat 49,28.2.1916.
23 Vaterland 44, 21.2.1916. -NZZ 276, 21.2.1916, Erstes Morgenblatt;

s. auch NZZ 277, 21.2.16, Zweites Morgenblatt, und 282, 22.2.16,
Erstes Morgenblatt. - ZV 24, 24.2.2016.

hatte folgenden Wortlaut: «Die von der sozialdemokratischen

Partei des Kantons Zug einberufene, von Angehörigen aller

Volksschichten und politischen Parteien über 1000 Mann

stark besuchte Volksversammlung beschliesst nach Anhörung
eines Referats von Nationalrat Grimm und nach gewalteter
Diskussion mit zirka 900 gegen 100 Stimmen.» Dann folgen
drei Punkte: «1. Dem Bundesrat und der Armeeleitung - dem

General und Generalstabschef- wird der Dank und die Aner-

kennung ausgesprochen für die getroffenen Massnahmen zur

Sicherung der Neutralität und Unverletzlichkeit des Landes

und zur Versorgung des Schweizervolkes mit Lebensmitteln

und Rohstoffen.» Der zweite Punkt sprach «Bundesrat und

Armeeleitung» das «volle Zutrauen» aus und versprach die

«Unterstützung gegen jedweden Versuch einer Schwächung

derjenigen Vollmachten, welche in dieser schwierigen Zeit [...]
notwendig sind». Im dritten Punkt, dem «Dank an die Wehr-

männer», dürfte ein wichtiger Grund liegen, warum von den

schätzungsweise zweihundert Sozialdemokraten nur etwa die

Hälfte gegen die Resolution stimmte. Der «Centralschweize-

rische Demokrat» schrieb eine Woche nach dem Anlass, dass

«das Abstimmungsresultat einzig und allein in der Kombination

der Resolution» liege. «Hätte dieselbe den Dank an die Sol-

daten nicht enthalten, das Bild wäre ein anderes gewesen.»^

Die Reaktionen in den Medien

Das «Vaterland» warf danach hämisch die Frage auf, ob es

«die sozialdemokratische Führung absichtlich oder aus Ver-

gesslichkeit unterlassen hatte, eine Gegenresolution vorzule-

gen». Es schloss den Beitrag mit dem triumphierenden Satz:

«Er [= Grimm] war offenbar froh, schliesslich mit heiler Haut

wieder aus der zugerischen <Löwen>-Grube herauszukom-

men». Die NZZ kam an den folgenden Tagen wiederholt auf
die Zuger Versammlung zu sprechen. So feierte sie am Tag

danach die Resolution, «die dem Bundesrat, der Armee, dem

General und dem Generalstabschef das Vertrauen ausdrück-

te.» Das ZV kostete den Triumph aus, indem es am 24. Feb-

ruar die Berichte in den beiden freisinnigen Zeitungen «Der

Bund» (Bern) und «National-Zeitung» (Basel) und sogar im

konservativen «Vaterland» zusammenfasste.^
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Am gleichen Tag verlieh Philipp Etter dem 20. Februar

historische Bedeutung: «In wuchtiger Kundgebung haben die

Männer von Stadt und Land Zug am letzten Sonntag dem

bösen Geist die Türe gewiesen und ihm mit aller Deutlichkeit

zu erkennen gegeben, dass er bei den Eidgenossen in der

Innerschweiz kein Fleimatrecht geniesst noch je geniessen

wird. Das Zugervolk ist letzten Samstag gleichsam auf Vor-

posten gestanden, hat dem Feind im Innern den Eintritt ins

eigene Ländchen und in die Urschweiz verwehrt.» Dass Etter

dabei an den Sonderbundskrieg dachte, wo der «böse Geist»

des Liberalismus nicht abgewehrt werden konnte, zeigen

Begriffe wie «eindrucksvolle Landsgemeinde nach alter,

urchiger Zugerart» und «gesunde Demokratie» statt «After-
Demokratie». Bekanntlich hatten die Freisinnigen 1848 die

Landsgemeinde abgeschafft, und auch die Gegenüberstellung
der zwei Demokratien hatte eine antiliberale Schlagseite."

Wie berichtete die sozialdemokratische Presse über das

denkwürdige Ereignis? In der «Berner Tagwacht» erschien

gleich am Montag ein längerer Text auf der Titelseite. Beim

Autor muss es sich um einen Zuger gehandelt haben. Zuerst

wurde erklärt, wie es die Bürgerlichen schafften, die Veran-

staltung zu kehren: «Sowohl die freisinnige als die konser-

vative Partei beschlossen, die Versammlung zu majorisieren.
Im ganzen Kanton setzte eine wilde Fletze ein. Die bürger-
liehe Presse spie Galle und Feuer. Die tollsten Schmähungen

wurden gegen die Veranstalter und gegen den Referenten,

Nationalrat Grimm, geschleudert. [...] Am Versammlungs-

tage selbst erschienen lange vor der festgesetzten Zeit die

eingedrillten Scharen der bürgerlichen Parteien. Vom Regie-

rungsrat herunter bis zum Dorfpolizisten, vom wohlgenährten

Fabrikdirektor bis zum einfachen Fabrikarbeiter, katholische

Jünglingsvereine und alle Korporationen, die den Patrioten

zur Verfugung standen, waren aufgerückt.» In einem gewis-

sen Widerspruch zu dieser Einschätzung betonte die «Berner

Tagwacht» weiter, dass Grimm «häufig von spontanem

Beifall der Versammlung unterbrochen» worden wäre. In den

bürgerlichen Medien war das nicht zu lesen. Aber Stadlins

gleich eingangs geäussertes Kompliment, Grimm sei «ein

guter Volksredner», passt zur zitierten Aussage. Dass dann so

wenige gegen die Resolution gestimmt und so viele sich

enthalten hatten, erklärte die «Tagwacht» damit, dass «viele

Fabrikarbeiter, unter der Kontrolle ihrer Vorgesetzten und

Direktoren stehend, Furcht vor Massregelungen empfinden».
Der etwas verbitterte Autor - vielleicht Albert Belmont -
schliesst mit dem Satz: «Dieser Musterkanton ist ein Beispiel

dafür, wie unter der FTerrschaft der Fabrikherren, der Kirche

und der bürgerlichen Parteien das Recht der freien Meinungs-

äusserung zur Farce gestempelt wird.»"
Der «Centralschweizerische Demokrat» schrieb im Ver-

Sammlungsbericht vom 22. Februar von einem «moralischen

Erfolg» für den «Referenten» und die «Sozialdemokratische

Partei». «Dank dem Kesseltreiben unserer Gegner war es uns

möglich, einmal vor der breitesten Öffentlichkeit in einer

grossen Volksversammlung unsere Stellungnahme zu den

bekannten Affaren klarzulegen.» Sechs Tage später wurde

das Vorgehen der Bürgerlichen beschrieben: «Nachdem Land

auf und Land ab auf geheimem, schriftlichem Wege die

Bürger zur Teilnahme an der Versammlung ersucht wurden,

erfolgten Ende der Woche noch die offiziellen Aufrufe durch

die Presse. Im Rathauskeller, wo die bürgerliche Sitzung

stattfand, wurden die Beschlüsse gefasst und die bekannte

Resolution verfasst.»" Das unterhalb des Zitturms gelegene

Restaurant Rathauskeller gehört der Bürgergemeinde Zug.

Von der «Bruderhand» zum Bürgerblock
Das bürgerliche Triumphieren und die hämischen Berichte

scheinen der Zuger SP nicht allzu heftig zugesetzt zu haben.

Von den laut Vorstandsprotokoll der nationalen Partei vom 5.

August 1916 gesammelten 120 407 Unterschriften für die Ab-

Schaffung der Militärjustiz stammten 693 aus dem Kanton

Zug. Der Unterschriftenanteil von knapp 0,6 Prozent lag nicht
stark unter dem Bevölkerungsanteil von etwa 0,8 Prozent. Bei

den Kantonsratswahlen 1918 gewann die SP auf Kosten

beider bürgerlicher Parteien 3 neue Sitze und kam auf 7 von
72. Vor allem gelang ihr dank des Proporzes der Einzug in die

Kantonsregierung - und das ausgerechnet auf Kosten des

Freisinnigen Hermann Stadlin - sowie in die kommunalen

Exekutiven von Zug und Baar. Bei den Nationalratswahlen,
die 1919 erstmals im Proporz durchgeführt wurden, kam die

SP auf beachtliche 30,2 Prozent; allerdings hatte für die

Bürgerlichen nur der Bisherige Stadlin kandidiert."
Zudem ging die Auseinandersetzung über Armeefragen

gleich weiter. So stellte die Zuger SP am 28. März 1916 den

FDP-Nationalrat Stadlin an den Pranger, weil er als Kom-
mandant des Zuger Bataillons 48 einen Soldaten wegen eines

geringen Vergehens «vor Kriegsgericht» gestellt hatte, worauf
dieses den jungen Zuger zu vier Monaten Gefängnis verur-
teilte. Dabei strich die SP heraus, dass Stadlin seinerzeit den

Freispruch für die beiden Obersten begrüsst und die Diszipli-
narstrafe gegen sie als zu hart beurteilt hatte."

Für die Bürgerlichen war die gemeinsame Aktion gegen
die von der Linken organisierte Veranstaltung eine Art Probe-

« ZN 24,24.2.1916.
25 Berner Tagwacht 43,21.2.1916.
25 Centralschweizerischer Demokrat 44, 22.2.1916; 49, 28.2.1916;

s. weiter 47,25.2.16, und 61, 13.3.16.
2' Sozialarchiv Zürich, Arl 110.9. MFC 2, Protokoll der Sitzung des

Parteivorstandes, 5. August 1916. - 118 906 Unterschriften waren
gültig, die Initiative kam am 30. Januar 1921 national auf 33,6 Pro-

zent, kantonal auf 31,6 Prozent Zustimmung. - Schoch 1972, 131. -
Der Kanton Zug hatte erst ab 1922 zwei Nationalrats-Mandate. Da

1922 beide bürgerlichen Parteien kandidierten, fiel die SP auf immer
noch beachtliche 22,8 Prozent. Den nach dem Wegzug Belmonts Ende

1916 verlorenen Sitz im Chamer Gemeinderat holte die SP erst 1946

wieder zurück (Jans/Aeschlimann 1988, 140ff.).
28 Centralschweizerischer Demokrat 74, 28.3.1916; 78, 1.4.16; 83,

7.4.16. - ZV 28, 4.3.1916; 37, 25.3.1916; 40, 1.4.1916. - ZN 37,

25.3.1916.
2' Jost 1983,108-111.
2» Centralschweizerischer Demokrat 49,28.2.1916.
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lauf für die nach Krieg und Generalstreik erfolgte Bildung
eines schweizerischen Bürgerblocks. Die Armee war der

Hauptort, wo sich die beiden Hauptfeinde des 19. Jahrhunderts

trafen, Fremdenabwehr und Nationalismus gehörten zu den

gemeinsamen Kerngehalten. Armee, Vaterland und Xeno-

phobie waren die drei bürgerlichen Hauptthemen an der

«Volksversammlung» vom 20. Februar 1916 gewesen.-'
Der «Centralschweizerische Demokrat» erfasste das

Neue, das in der Burgbachturnhalle stattgefunden hat, sehr

gut: «Die beiden bürgerlichen Parteien, die sich das ganze
Jahr hindurch in der Lokalpresse besudeln und bekämpfen,
sie reichten sich die Bruderhand, um vereint dem roten

Gespenst der Sozialdemokratie entgegentreten zu können.»

Die doppelte Tatsache, dass die bürgerlichen Wortführer
Stadlin und Etter als Offiziere in derselben Zuger Einheit

dienten und als Redaktoren gemeinsam gegen den Antimili-
taristen Grimm auftraten, hat grosse symbolische und reale

Bedeutung.
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